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Liebe Leser,

seit längerem kann in Meck-
lenburg-Vorpommern keine grö-
ßere Stadt mehr einen ausgegli-
chenen Haushaltsetat vorweisen.
Lediglich die Hansestadt Stral-
sund war dazu noch im Jahr
2004 in der Lage. In Schwerin
und Rostock hat sich inzwischen
die Haushaltslage besonders dra-
matisch entwickelt. Hier sind
große, vorwiegend strukturell be-
dingte Haushaltsdefizite vorhan-
den, die die Kommunen aus eige-
ner Kraft wohl kaum noch be-
wältigen können. Außer dem
Landesrechnungshof und dem
Steuerzahlerbund Mecklenburg-
Vorpommern meldet sich jedoch
kaum jemand zu Wort. Daher ist
es an der Zeit, dass sich unsere
im Landesverband vereinten
Haus & Grund-Stadtvereine öf-
fentlich mit einbringen, um zu
fordern, diese von unseren ge-
wählten Volksvertretern verur-
sachten Missstände abzubauen.

Es ist symptomatisch für eine
dauerhafte Überlastung des
Haushalts mit nicht finanzierba-
ren Aufgaben, verbunden mit
meist sehr zweifelhaften Haus-
haltsgebaren und krassen Ausga-
ben, die in der Vergangenheit oft
gezeichnet waren von verchrom-
ten Luxus-Straßenlampen bis zu
Edelstahlplattformen für Bus-
oder Bahneinstiege in den Städ-
ten etc. Wenn sich in der größ-

ten und am höchsten verschul-
deten Stadt des Landes Rostock –
das strukturelle Defizit laut Haus-
haltssicherungskonzept 2005 bis
2008 der 100 Mio. Euro-Grenze
nähert, sollten die Bewohner der
Region eigentlich laut aufschrei-
en. Aber kaum jemand im Groß-
raum Rostock fühlt sich so rich-
tig verantwortlich, auch wenn
künftig aufgrund der Schulden-
lasten die kommunalen Steuern
explodieren werden. Im Haus-
haltsjahr 2006 lag der Sollfehlbe-
trag bereits bei rund 84,5 Mio.
Euro mit weiter steigender Ten-
denz. Bald könnte ein Aufschrei
allerdings für die Rostocker gege-
benenfalls viel zu spät sein.

Wie Analysen des Landesrech-
nungshofes 2006 zeigten, fehlten
auch in Schwerin rund 34,6 Mio.
Euro. Dies sei strukturell bedingt
– so die Stadtverwaltung. Hier
droht übrigens in Kürze der Ver-
lust jeglicher finanzielle Hand-
lungsfähigkeit. Dann geht nicht
nur auf den öffentlichen Straßen
der Landeshauptstadt im Sinne
des Wortes förmlich „das Licht
aus“. Wenn selbst gewinnträchti-
ge städtische Unternehmen „zu
guten Konditionen“ verschleu-
dert werden sollen, zeigt dies die
absolute Unfähigkeit (auch des
vorigen Oberbürgermeisters und
der seinerzeit gelisteten Unter-
nehmensverantwortlichen), Ge-
winne rational zu erwirtschaften.
Da wird in Zukunft noch einiges

zu klären sein, wer im Verant-
wortungsbereich seines Amtes
oder seiner Funktion „wann, was
und wie gesteuert“ bzw. „an den
Mann“ gebracht hatte. Zumal di-
verse Flächen zweifelhafter Hin-
terlassenschaften der ehemaligen
DDR in und um Schwerin ver-
kauft wurden und Erlöse in das
„kommunale Wunderunterneh-
men“ in Schwerin eingeflossen
waren.

Auch in den übrigen kreisfrei-
en Städten hat sich die Haus-
haltslage seit 2002 enorm ver-
schlechtert. So stiegen z. B. in
Neubrandenburg die Ausgaben
von 2002 bis 2006 um 120.225
Tausend Euro mit einem enor-
men Aufwärtsknick zum Jahr
2003. Die chronische Unterde-
ckung der meisten Verwaltungs-
haushalte in fast allen kreisfreien
Städten bedeutet, dass die laufen-
den Ausgaben nicht weiterhin in
erforderlichem Maß finanziert
werden können. 

Eine baldige Konsolidierung
wäre daher dringend notwendig,
ansonsten droht in einigen Berei-
chen des Landes die kommunale
Pleite, mit der Folge, dass Bürger
noch stärker in die steuerliche
Zange genommen werden.

Ein geringer Trost: Zumindest
als Land insgesamt konnte Meck-
lenburg-Vorpommern das Haus-
haltsjahr 2006 ohne Neuver-
schuldung abschließen, da Steu-
ermehreinnahmen von 299 Mio.

Zügellose Verwaltungshaushalte
Vom genüsslichen Prassen mit Euros, die man eigentlich gar nicht hat
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Euro eine deutliche Entlastung
erbrachten. Damit ist das Ziel, ei-
nen ausgeglichenen Haushalt
ohne neue Kredite vorzulegen,
bereits vor dem geplanten Ziel-
punkt 2009 erreicht. Jetzt geht es
darum, die bestehenden Schul-
den und Verbindlichkeiten des
Landes zügig abzubauen, ohne
uns als brave Steuerzahler zusätz-
lich zu belasten.

Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern verlangt daher von
der rot-schwarzen Landesregie-
rung, ihren Sparkurs entschlos-
sen fortzusetzen, um noch beste-
hende Verbindlichkeiten und
Schulden des Landes in Höhe
von 10,9 Mrd. Euro anhaltend
abzumindern. Ohnehin werden
die bodenständigen Bürger von
Mecklenburg-Vorpommern eine
schwere Last zu erdulden haben,
denn unser Land verliert nach
wie vor durch Wanderungsver-
luste an die anderen Bundeslän-
der, sein Geburtendefizit und ei-
nen hohen Sterbeüberschuss Ein-
wohner und damit notwendige
Steuerzahler.

Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern fordert von der

Landesregierung:
1. die Neuverschuldung des Lan-
des weiter deutlich zu reduzie-
ren,
2. wirksame Sanktionsmechanis-
men gegen leichtfertige Ausga-
benpraktiken einzuführen, 
3. Personal- und Sachausgaben
der Landes- und Kommunalver-
waltungen deutlich zu senken,
4. Kreditfinanzierung öffentli-
cher Haushalte vorerst weitge-
hend einzustellen,
5. nichthoheitliche Aufgaben
des Landes und der Kommunen
umfassend zu privatisieren,
6. Arbeitsmarkt- und Wirt-
schaftsförderung regional stärker
miteinander zu verzahnen,
7. landesweit überschaubares
Subventions- und Fördermittel-
controlling einzuführen,
8. Gewährung von mehr zins-
günstigen Darlehen statt reine
Zuschussförderungen zu betrei-
ben,
9. mehr ehrenamtliche Beauf-
tragte in unterschiedlichsten
Ebenen der Verwaltung einzu-
führen und
10. überflüssige Verordnungen
und Gesetze abzuschaffen.

Aus daraus resultierenden
dringlichen Gründen gelten
nach Ansicht der bodenständi-
gen Haus-, Wohnungs- und
Grundeigentümer in Mecklen-
burg-Vorpommern demokratisch
bedingt klare Prioritäten, wie die
Kommunen im Land wieder auf
Kurs gebracht werden könnten.
Auch im Artikel 63 Absatz 1 der
Verfassung von Mechklenburg-
Vorpommern ist verankert, dass
zumindest die Über- und außer-
planmäßigen Ausgaben und Ver-
pflichtungen generell der vorhe-
rigen Zustimmung der Finanzmi-
nisterin Sigrid Keler bedürfen
und von dieser demnach nur im
Falle eines unvorhergesehenen
und unabweisbaren Bedürfnisses
erteilt werden dürfte. Vorbildwir-
kung hätten allerdings deutliche
Sparmaßnahmen aller Ministe-
rien sowie eine kluge Parlaments-
reform mit einer künftig geringe-
ren Anzahl von Landtagsabge-
ordneten und einer transparen-
ten, selbstbeschränkenden Diä-
tenreform. 

Ihr ERWIN MANTIK
Ehrenpräsident H &G M-V

Nicht nur Standort und Um-
feld spielen bei der Taxierung ei-
nes Wohn- oder Geschäftshauses

eine wichtige Rolle, sondern zu-
nehmend auch der bauliche Zu-
stand. Dies war das Ergebnis ei-

Hoher Sanierungsbedarf verschreckt Käufer
Feuchtigkeits- und Schimmelschäden führen zu erheblichem Wertverlust

ner Umfrage unter 1300 mögli-
chen Erwerbern im Auftrag der
PlanetHome AG Anfang 2007.
Insbesondere Schimmel und
feuchte Wände sind ein starkes
Indiz für bauliche Mängel, die zu
einer massiven Einschränkung
der Wohnqualität führen kön-
nen. 

Hauseigentümer sollten beim
Auftreten von Feuchtigkeitsschä-
den entsprechend sensibel rea-
gieren. Denn neben dem ärgerli-
chen und gravierenden Wertver-
lust beeinflusst Wohnraumfeuch-
te meist auch das Behaglichkeits-
empfinden der Bewohner. Dies
ist nicht nur eine erhebliche Ge-
sundheitsgefahr für die Bewoh-
ner, sondern hat häufig auch für
den Wiederverkaufswert einer
Immobilie schlimme Folgen.
„Insbesondere deshalb, weil Ei-
genheimbesitzer in ihrer Immo-
bilie eine sichere Geldanlage und
auch eine Absicherung für das
Alter sehen. Besonders tückisch
daran ist, dass man Sporen mit
dem bloßen Auge oft nicht wahr-
nehmen kann“, so der Fach-
mann Lüth von Isotec. 
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Der diesjährige Landesver-
bandstag unserer Organisation
findet am 28. April 2007 ab 10
Uhr im Hotel Speicher am Ziegel-
see, Speicherstraße 11 in 19055
Schwerin (Tel. 0385/50030; In-
ternet: www.speicher-hotel.de)
statt und wird voraussichtlich ge-
gen 15.30 Uhr beendet sein.

Dazu möchte der geschäftsfüh-
rende Vorstand des Landesver-
bandes Haus & Grund Mecklen-
burg-Vorpommern alle Vorsit-
zenden und Delegierten der Orts-
vereine aus Mecklenburg-Vor-

pommern herzlich einladen. De-
taillierte Einladungen (mit Tages-
ordnung usw.) werden den Ver-
einsvorständen des Landes per
Post zugesendet. Als Gäste haben
wir Ministerialvertreter der rot-
schwarzen Landesregierung von
Mecklenburg-Vorpommern ein-
geladen. Wir wünschen allen
Teilnehmern eine gute Anfahrt.

In diesem Jahr wollen wir in
dem historischen Speicher der
Stadt tagen, wo früher Getreide
per Binnenschiff nach Schwerin
kam, dort gelagert wurde und die

ganze Region über einen langen
Zeitraum mit dem wertvollen
Grundstoff für die Brotherstel-
lung versorgte. Hinter dem „Spei-
cher am Ziegelsee“ verbirgt sich
ein historischer Getreidespeicher,
der 1995 bis 1998 zu einem First-
Class-Hotel umgebaut wurde –
mit Bootsanleger, damit auch
maritime Gäste einkehren kön-
nen. 

RA LUTZ HEINECKE
Präsident H&G M-V

Anfahrtsempfehlung aus
östlicher Richtung: 
Sie fahren auf der B321 in Rich-
tung Zentrum (Schloss). Wenn
Sie das Schloss erreicht haben,
fahren Sie weiter der Werderstra-
ße entlang. Die Werderstraße
geht nordwärts in die Güstrower
Straße über. Hier biegen Sie links
in die Lagerstraße und dann in
die Speicherstraße. So gelangen
Sie direkt auf den Parkplatz 
zum Hotel „Speicher am Ziegel-
see“.

Landesverbandstag 2007 von 
H & G Mecklenburg-Vorpommern

Neben der FDP-Fraktion Meck-
lenburg-Vorpommern, die Ver-
treter unserer Haus&Grund-Zei-
tung zum Politischen Neujahrs-
empfang 2007 der „Freien Demo-
kraten“ eingeladen hatten, be-
suchten wir auch die stark über-
füllte Tennishalle in Demmin
zum traditionellen „Politischen
Aschermittwoch“ der CDU
Mecklenburg-Vorpommern. Die-
se Veranstaltung gilt bundesweit
als größtes politisches Karnevals-
treffen. Begonnen hatte die Ver-
anstaltung mit zünftiger Karne-
valsmusik. Ehrengast war der
Marschall der polnischen Nach-
barregion Stettin, Norbert Obry-
cki. Es war der erste Auftritt Mer-
kels auf einer Aschermittwoch-
Veranstaltung nach der Bildung
der neuen SPD/CDU-Koalition
im Schweriner Landtag. 

In ihrer karnevalistisch gepräg-
ten Rede stellte Bundeskanzlerin
Angela Merkel u. a. auch fest,
dass im Nordosten der Auf-
schwung noch nicht so recht an-
gekommen sei und die Landesre-
gierung weiterhin „hart in der
Pflicht stehe“. Im vergangenen
Jahr seien hier lediglich 2500

neue Arbeitsplätze geschaffen
worden, in ganz Deutschland sei-
en es jedoch 420.000 gewesen.
Da gäbe es für die SPD/CDU-ge-
führte Landesregierung von M-V
noch ein breites Betätigungsfeld
in den nächsten Jahren. 

Die Kanzlerin warb ausdrück-
lich um Unterstützung bei der
Vorbereitung des G8-Gipfels in
Heiligendamm im Juni. „Das
Treffen der sieben wichtigsten
Industrienationen und Russlands
sei schon deshalb nötig, um z.B.
etwas gegen den Diebstahl von
Patenten, also des geistigen Ei-
gentums unserer Menschen zu
tun.“ Deutsche Arbeitsplätze
müssten dadurch geschützt wer-
den, dass auf der ganzen Welt
nach den gleichen Regeln gear-
beitet werde.

Kanzlerin Merkel bekam für die
Passage ihrer Rede den meisten
Beifall, in der sie neben ausrei-
chenden Deutschkenntnissen
von ausländischen Mitbürgern
auch deren Einsatz für eine stär-
kere Integration in die deutsche
Gesellschaft forderte – nicht um-
gekehrt. Wörtlich äußerte sie:
„Multi-Kulti hat sich in Deutsch-

land als Irrweg erwiesen. Wer in
Deutschland leben will, muss
auch die Sprache des Landes
sprechen.“ 

Kritisch wandte sie sich gegen
eine weitere Verschuldung in
Deutschland, da Ende 2005 die
öffentlichen Haushalte von Bund,
Ländern, Gemeinden und Zweck-
verbänden mit über 1,45 Billio-
nen Euro in der Kreide standen
(in Zahlen: 1.450.000.000.000
Euro). Merkel lehnte die höhere
Verschuldung öffentlicher Haus-
halte konsequent ab. „Wer heute
immer weiter auf Pump lebe, der
verbaue den nachfolgenden Ge-
nerationen die Chance, in die ei-
gene Zukunft zu investieren.
Und das sei keinesfalls mora-
lisch. Man müsse endlich aufhö-
ren, Schulden zu machen, und
auf Kosten der Zukunft zu le-
ben.“ Sie vertrat damit deckungs-
gleich die Meinung unserer bo-
denständigen Eigentümer im
Land. Zugleich verwies sie je-
doch auf deutliche Fortschritte
bei der Haushaltskonsolidierung
der rot-schwarzen Koalitionen
auf Landes- und Bundesebene. 

H&G M-V

Haus & Grund M-V zu Gast beim
„Politischen Aschermittwoch“

men für die energetische Gebäu-
desanierung erheblich aufge-
stockt, was auch zur Belebung
des Bausektors führen wird. Bis
2009 werden jährlich 1,4 Mrd.
Euro an Bundesmitteln zur Ver-
fügung gestellt; davon 1 Mrd.
Euro p.a. für das von der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW)
durchgeführte CO2-Gebäudesa-
nierungsprogramm. Mit Darle-
hensförderungen und Zuschuss-
förderungen wurde ein Finanzie-
rungsvolumen von bis zu 20
Mrd. Euro zugesagt. Die geför-
derten Maßnahmen stoßen wie-
derum ein privates Investitions-
volumen von rund 28 Mrd. Euro
an. Das Programm trägt maßgeb-
lich zu einer weiteren Erholung
des kleingewerblichen Bausek-
tors und des Handwerks bei und
hilft, die Arbeitslosigkeit zu min-
dern.

Einen wesentlichen Beitrag zur
Finanzierung von Investitionen
– insbesondere von mittelständi-
schen Unternehmen in den neu-
en Ländern – leistet die Investiti-
onsförderung des Bundes und
der Länder durch die Investiti-
onszulage und die Gemein-
schaftsaufgaben „Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ (GA) und „Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“. Kleine und mittlere
Unternehmen erhalten dabei
deutlich höhere Fördersätze. 

Tipp von Haus & Grund M-V:
Mit dem zentralen Informations-
system www.startothek.de steht
Interessierten eine umfassende
Hilfe bei der Beratung von Grün-
derinnen und Gründern zur Ver-
fügung. Es ist ein datenbankge-
stütztes Beratungsprogramm als
internetbasierte Plattform, in der
gründungsrelevante Auflagen,
Genehmigungen, Vorschriften
und Verordnungen enthalten
sind, die von Gründern berück-
sichtigt werden müssen. 

Attraktive steuerliche Rahmen-
bedingungen bilden die Voraus-
setzung für die Investitionsfähig-
keit des Mittelstandes, besonders
bei uns im strukturschwachen
Mecklenburg-Vorpommern. Um
bereits vor der geplanten grund-
legenden Unternehmenssteuerre-
form die Investitionstätigkeit zu
beleben, hatte die rot-schwarze
Bundesregierung die degressive
Abschreibung für bewegliche
Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens in den Jahren 2006 und
2007 von 20 Prozent auf 30 Pro-
zent erhöht. Mit der Verdoppe-
lung der Grenze für die Ist-Ver-
steuerung im Umsatzsteuerrecht
auf 250.000 Euro in den alten
Ländern zum 1. Juli 2006 und
der Verlängerung der bestehen-
den Grenze von 500.000 Euro bis
Ende 2009 in den neuen Län-
dern wird die Liquidität vieler
kleiner Unternehmen weiter ver-
bessert. Die Investitionszulagen-
förderung wurde mit dem Inves-

titionszulagengesetz 2007 bis
zum Jahr 2009 ebenfalls verlän-
gert. 

Besonders private Haushalte
wurden vom Bundesministerium
seit 2006 zur Schaffung neuer Be-
schäftigungsmöglichkeiten er-
muntert. Deshalb hatte die Bun-
desregierung die steuerliche Ab-
setzbarkeit von privaten Aufwen-
dungen für handwerkliche Reno-
vierungs-, Erhaltungs- und Mo-
dernisierungsleistungen im
Haushalt, erwerbsbedingte Kin-
derbetreuungskosten sowie Pfle-
ge- und Betreuungsleistungen für
pflegebedürftige Personen mit ei-
nem Gesamtvolumen von rund
5,5 Mrd. Euro (Zeitraum 2006–
2009) verbessert. Dies wird wei-
ter zunehmend dem Handwerk
und mittelständischen Dienst-
leistern zu Gute kommen.

Der Bausektor ist nach wie vor
eine Schlüsselbranche für
Wachstum und Beschäftigung.
Der Bund hat das Fördervolu-

Bausektor bleibt Motor für
Wachstum und Beschäftigung
Mittelstandsinitiative des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie
verbessert auch in Mecklenburg-Vorpommern steuerliche Rahmenbedingungen

VERANSTALTLUNGSTIPP

Der Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümerverein Stralsund
e.V. lädt am 23. April 2007 um 19.00 Uhr seine Mitglieder sowie
Interessierte zu einem Fachvortrag mit folgendem Thema ein:

Allgemeine Bauschäden 
und Schimmelbildung 

Als Referent konnte der Bausachverständige Herr Schubert ge-
wonnen werden.

Wir bitten um Anmeldungen bis 17. April 2007 unter Telefon
03831/290407 oder E-Mail hausundgrundstralsund@hotmail.de. 

Der Veranstaltungsort wird noch bekannt gegeben. 

SYLVIA PUNDT

Fachvortrag in Stralsund

und vom Bürgermeister Harald
Jäschke überbracht, bestärkten
den Verein darin, weiterhin kon-
struktiv und kritisch die Entwick-
lung in Boizenburg zu begleiten. 

Im anschließenden Gedanken-
austausch wurde über die Wei-
terentwicklung Boizenburgs als
zentraler Ort der umliegenden
Stadtteile und Gemeinden, sowie
die Verbesserung der Altersstruk-
tur im Stadtzentrum gesprochen.
„Es muss auch jungen Familien
möglich sein, zu akzeptablen
Preisen Wohneigentum im Be-
stand zu gründen“, so die Forde-
rung von Haus und Grund Boi-
zenburg. Die optimale Nutzung
und der Ausbau des vorhande-
nen Bestandes ist besonders vor-
teilhaft und ressourcenschonend,
da bereits vorhandene Infrastruk-
tur genutzt werden kann und
aufgrund der kurzen Wege der
Verkehr gemindert wird. Dies be-
inhaltet eine hohe Nachhaltig-
keit, die aufgrund der aktuellen
Energiedebatte, von höchster Be-
deutung ist. Das Wohnen in ei-
nem der schönsten Altstadten-
sembles in Westmecklenburg wä-
re sogar für Hamburger interes-

sant. Bei nur 40 Bahnminuten
vom Hamburger Hauptbahnhof
entfernt, fehlt nur noch die Ein-
beziehung Boizenburgs in den
Hamburger Verkehrsverbund
(HHV), so der Vorschlag des Ver-
eins.

Ein weiteres wichtiges Thema
war die angedachte Müllverbren-
nung einer ausländischen Invest-
mentgesellschaft im Ort. Es wa-
ren sich alle Gäste einig, dass im
Interesse des Erhalts des Wohn-
wertes und der Gesundheit der
Bevölkerung in Boizenburg die-
ses Vorhaben nicht akzeptiert
werden kann.

JOACHIM ANDRES

Anlässlich des 15-jährigen Jubi-
läums von Haus&Grund Boizen-
burg e.V. lud der Vorstand die
Vereinsmitglieder, den Präsiden-
ten des Landesverbandes Haus&
Grund Mecklenburg-Vorpom-
mern Lutz Heinicke, den Vorsit-
zenden des Nachbarvereins aus
Hagenow Günter Westendorf,
den Bürgervorsteher Holger Peter
Reimer, den Bürgermeister Ha-

rald Jäschke, sowie die Parteivor-
sitzenden der im Stadtparlament
von Boizenburg vertretenen Par-
teien zu einem Empfang in den
Sitzungssaal der Sparkasse ein.

Jens Prötzig, neuer und alter
Vorsitzender bilanzierte eine er-
folgreiche Vereinsarbeit mit stei-
gender Akzeptanz in der Öffent-
lichkeit. Grußworte vom Bürger-
vorsteher Holger Peter Reimer

15 Jahre Haus und Grund Boizenburg e.V.

Präsident Lutz Heinecke, Vizepräsident Günter Westendorf und der
Boizenburger Vorsitzende Jens Prötzig anlässlich des Empfangs zum
15. Gründungsjubiläum vor der Vereinsfahne.

Der neue alte Vorstand Haus&Grund Boizenburg e.V. (v. r.): Jens
Prötzig bleibt 1. Vorsitzender, Heidrun Andres Kassenwart, Sieglinde
Pohl Revisiorin und Horst Rehme 2. Vorsitzender.

Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern beanstandet die
rechtswidrig anmutende Oligar-
chie der vier großen deutschen
Stromkonzerne und eine daraus
resultierende Höchstpreispolitik
zum Nachteil der Verbraucher im
gesamten Bundesgebiet.

Nach Vergleichsrechnungen
des Verbandes der organisierten
Haus-, Wohnungs- und Grundei-
gentümer in Mecklenburg-Vor-
pommern zahlen insbesondere
die Privathaushalte auf Grund
überteuerter Handelspreise an
der Leipziger Strombörse für jede
Kilowattstunde Strom regional
bedingt unterschiedliche Preise
von drei bis fünf Cent je Kilo-
wattstunde über Wert. Das
schafft bei den Konzernen durch
Zwangstarife unredlich erworbe-
ne Gewinne, die nicht nur allge-
meine Verbraucher, sondern
auch die gewerblichen Stromab-
nehmer arg beuteln und deut-
sche Handwerker, Dienstleister

sowie Unternehmen zunehmend
aus ihrer internationalen Konku-
renzfähigkeit herausdrängen.
Diese zusätzliche Kostenbelas-
tung von jährlich 13,5 Mrd. Euro
für die Endverbraucher ist mit-
hin eine der Ursachen für die zur
Zeit noch hohe Arbeitslosigkeit.
Auch die Berechnungen des Bun-
des der Energieverbraucher kom-
men zum Ergebnis, dass bei ei-
nem Musterhaushalt mit 3500
Kilowattstunden Jahresverbrauch
und einer Stromrechnung von
rund 700 Euro im Jahr eine Zu-
satzbelastung von rund 105 Euro
jährlich entsteht. 

Haus&Grund M-V fordert da-
her von der Bundesregierung

und den Kartellbehörden endlich
durchgreifende politische Konse-
quenzen im deutschen Strom-
markt umzusetzen und wünscht
in der Sache auch einen konzen-
trierteren Einsatz des Zentralver-
bandes Haus & Grund Deutsch-
land als Interessenverband der
organisierten Eigentümer gegen
diese Form der Verbraucherabzo-
cke. Die zu laschen Handlungen
der Politik haben bislang absolut
versagt. Sie sollte alles daran set-
zen, damit das Kartellamt mög-
lichst zeitnah einen Zwangsver-
kauf von Kraftwerken gesetzlich
umsetzt, um durch Anbieter-
Konkurrenz die Monopolpreise
zu brechen. Denn nach wie vor
verhindern die großen Stromver-
sorger eine transparente Preispo-
litik und missbrauchen ihre
Marktmacht zum Nachteil aller
Verbraucher.

E. M., H&G M-V

Stromoligarchie in Deutschland
endlich gesetzlich stoppen
H&G M-V: Zweifelhafte Finanzpiraterie zu Lasten der Verbraucher
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Eine weitere Neuerung besteht
darin, dass der Versicherungs-
nehmer vor Vertragsschluss
grundsätzlich nur solche Um-
stände anzuzeigen hat, nach de-
nen der Versicherer in Textform
gefragt hat. Das Risiko einer Fehl-
einschätzung, ob ein Umstand
für das versicherte Risiko erheb-
lich ist, liegt damit nicht mehr
beim Versicherungsnehmer. Der
Versicherer muss seine Rechte in-
nerhalb einer Ausschlussfrist
(drei Jahre in der privaten Kran-
kenversicherung, sonst fünf oder
– bei vorsätzlichem oder arglisti-
gem Handeln – zehn Jahre) gel-
tend machen, da eine Rückab-
wicklung eines Vertrages oder ei-
ne rückwirkende Anpassung
nach vielen Jahren Versiche-
rungsnehmer unzumutbar belas-
ten könnten. Auch eine deutli-
che Verbesserung der Transpa-
renz für die Verbraucher wird
sich daraus ergeben, dass Versi-
cherer verpflichtet werden sol-
len, die jeweiligen Abschluss-
und Vertriebskosten zu beziffern
und offen zu legen (dies gilt
nicht nur für die Lebens-, son-
dern auch für die private Kran-
kenversicherung). Insbesondere
die verbesserte Information des
Verbrauchers wird – wie die Ver-
besserung der Transparenz über-
haupt – den Wettbewerb unter
den Versicherungsunternehmen
fördern. Anfang 2008 soll das
Gesetz voraussichtlich in Kraft
treten.

E. M., H&G M-V

Nach Angaben von H&G Meck-
lenburg-Vorpommern hat der
Deutsche Bundestag eine Re-
form des Versicherungsvertrags-
rechts in Arbeit, die Versicher-
ten künftig mehr Rechte und
Vorteile bringen sollen. 

So sollen künftig z. B. Versi-
cherten rechtzeitig vor Vertrags-
schluss wesentliche Unterlagen
und Informationen zur Verfü-
gung gestellt werden. Verletzt ein
Versicherter grob fahrlässig Auf-
klärungs- oder Sorgfaltspflichten
aus dem Versicherungsvertrag,
verliert er nicht wie bisher alle
Ansprüche auf die Versicherungs-
leistung. Bei der Lebensversiche-
rung sollen Versicherte künftig
angemessen an den Überschüs-
sen beteiligt werden, die mit ih-
ren Prämien erwirtschaftet wur-
den, und zwar erstmals auch an
den stillen Reserven. Für Rück-
kaufswerte von Lebensversiche-
rungen sollen nun klare Regeln
geschaffen werden, denn das gel-
tende Versicherungsvertragsge-
setz (VVG) stammt aus dem Jah-
re 1908 und wird den Bedürfnis-
sen eines modernen Verbrau-
cherschutzes nicht mehr gerecht.

Nach Angaben des Gesamtver-
bandes der Deutschen Versiche-
rungswirtschaft bestanden in
Deutschland im Jahr 2005 rund
430 Mio. Versicherungsverträge,
davon 94 Mio. Lebensversiche-
rungsverträge mit gebuchten
Brutto-Beiträgen von 72,6 Mrd.
Euro. Der neue Gesetzentwurf

berücksichtigt insbesondere
Überschussbeteiligungen in der
Lebensversicherung und Regeln
zur Berechnung von Mindest-
rückkaufswerten. Die Lebensver-
sicherung hat eine erhebliche
wirtschaftliche Bedeutung Versi-
cherer müssen demnach Versi-
cherungsnehmer vor Abschluss
eines Vertrages künftig umfas-
send beraten und informieren.
Das Beratungsgespräch ist zu do-
kumentieren. Wenn Anlass be-
steht, ist auch im laufenden Ver-
tragsverhältnis zu beraten; will
ein Versicherungsnehmer z.B. ei-
nen Lebensversicherungsvertrag
kündigen, sollte u. a. auf die
Möglichkeit hingewiesen wer-
den, den Vertrag auch ohne Prä-
mienzahlung fortzusetzen. Ver-
letzen Versicherer oder Vermitt-
ler ihre Beratungs- oder Doku-
mentationspflichten, sind sie
schadensersatzpflichtig. Ein Ver-
sicherer muss also den Versiche-
rungsnehmer künftig – wie bei
anderen Verträgen auch – über
die Vertragsbestimmungen und
die allgemeinen Versicherungs-
bedingungen informieren, bevor
der Versicherungsnehmer den
Vertrag eingeht. Die bisherige
Praxis, dem Versicherungsneh-
mer in der Regel erst mit dem
Versicherungsschein sämtliche
Vertragsunterlagen zuzuschicken
(sog. Policenmodell), wird den
Interessen der Verbraucher nicht
gerecht, möglichst frühzeitig und
umfassend über Vertragsinhalte
informiert zu werden. 

Bundestag berät neues
Versicherungsvertragsrecht

Mit niedrigen Außentempera-
turen und häufig bestehender
feuchter Außenluft treten in un-
serer Region Probleme der
Schimmelbildung an Wänden
und einer vermehrten Kondens-
wasserbildung an den Fenster-
scheiben auf.

Mit den Schimmelpilzen blei-
ben nicht nur unschöne Flecken
auf Tapeten und Möbel zurück,
sondern es können auch erhebli-
che gesundheitliche Probleme
entstehen. Häufig wird dann bei
Mietern vermutet, dass der Ver-
mieter Schuld an diesen Erschei-
nungen ist, weil er sein Gebäude
nicht ständig auf dem moderns-
ten Stand gehalten hat oder die
Modernisierung fehlerhaft ist.
Mit dieser Begründung wird
dann häufig die Miete gekürzt.

Von Vermietern dagegen wird
dem Mieter als alleinigem Verur-
sacher gerne die Schuld zugewie-
sen. Diese Streitigkeit kann das
Vertrauen zwischen dem Eigen-
tümer und Mieter zerrütten. Die
Wahrheit liegt wie immer irgend-
wo dazwischen und muss häufig
mit aufwändigen Untersuchun-
gen durch Sachverständige er-
forscht werden. Das muss so
nicht sein. 

Haus & Grund Stralsund e.V.
bietet seinen Mitgliedern für 40
Euro brutto ein elektronisches
Messgerät zur Eigenüberwachung
des Raumklimas an, das in der
Geschäftsstelle erhältlich ist. Mit
diesem Gerät können die aktuel-
le Raumtemperatur, die relative
Luftfeuchtigkeit und die Tau-
punkttemperatur der Luft sowie

die Maximal- und Minimalwerte
gemessen werden. Zum Melden
der Gefahr von Schimmelbil-
dung durch erhöhte relative
Luftfeuchtigkeit kann ein Signal-
ton hinzugeschaltet werden. Zu-
sätzlich ist noch ein Infrarotther-
mometer zum Messen der Ober-
flächen-Temperatur von Außen-
wänden dabei. Mit Hilfe dieser
Geräte kann jeder sein Wohnver-
halten in Bezug auf Heizen und
Lüften so regulieren, dass Schim-
melbildung in beheizten Räu-
men mit hoher Wahrscheinlich-
keit vermieden werden kann. 

DIETMAR SCHUBERT, Stralsund
Bausachverständiger und

Energieberater

Eigenüberwachung des Raum-
klimas entlarvt Schimmelpilze

SCHIMMELPILZABWEHR

Die Gemeinde Heringsdorf auf
der Insel Usedom, die bisher die
vorangestellte Bezeichnung „See-
bad“ führte, kann sich ab dem 1.
Februar 2007 „Ostseebad“ nen-
nen. Sie wird künftig dem amtli-
chen Gemeindenamen vorange-
stellt. Mit dem jetzigen Namens-
zusatz macht die Gemeinde ihre
unmittelbare Lage an der Ostsee
deutlich, für viele Gäste sicher
ein wichtiger Hinweis z. B. bei
der Urlaubsplanung. Die Kaiser-
bäder Ahlbeck, Bansin und He-
ringsdorf mit ihrem gewinnen-
den Charme der Vergangenheit
gehören zu den schönsten Bä-
dern der landschaftlich reizvol-
len Insel Usedom in Mecklen-
burg-Vorpommern. Teilweise
über 70 m breite weiße Strände
und ein mildes Reizklima bieten
beste Voraussetzungen für aktive
Erholung. Im Jahr 2005 schlos-

sen sich bereits die traditionellen
Kaiserbäder Ahlbeck, Bansin und
Heringsdorf zunächst zur Ge-
meinde „Dreikaiserbäder“ zu-
sammen. Auf der Insel Usedom
existiert bereits über ein Jahr-
zehnt der Verein Haus & Grund

Usedom, dessen langjähriger
Vorsitzender Dietrich Walther
und sein Sitz in Zinnowitz, Neue
Strandstraße 35 (Tel. 0 38 36/60
0439) ist.

H&G M-V

Heringsdorf darf sich künftig
„Ostseebad“ nennen

Begehrt bei Romantikern aus nah und fern: Die Ostseebäder Ahl-
beck, Bansin und Heringsdorf

Während in Deutschland noch
recht zögerlich über ein Ende der
herkömmlichen Glühbirne dis-
kutiert wird, will Australiens Re-
gierung im Kampf gegen den Kli-
mawandel ineffiziente Glühbir-
nen künftig verbieten und nur
noch Energiesparlampen zulas-
sen. Das Bundesumweltministe-
rium lehnt ein Glühbirnen-Ver-
bot wie in Australien im Moment
noch ab, weil aus europarechtli-
chen Gründen eine derartige na-
tionale Regelung gar nicht mög-
lich sei. Sinnvoller als ein Verbot
aller Glühbirnen sei insgesamt
betrachtet „eine Förderung spar-
samer Haushaltsgeräte“. Zukünf-
tig sollte dann das jeweils ver-
brauchsärmste Modell eines be-
stimmten Produktes innerhalb
weniger Jahre zum verbindlichen
Standard in Deutschland wer-
den.

Würden Glühbirnen komplett
durch Energiesparleuchten er-
setzt, wie jetzt von Australien ge-
plant, könnten in Deutschland
bis zu sechs Prozent des privaten
Strombedarfs eingespart werden.
Deutsche Haushalte würden da-
mit pro Jahr rund vier Mio. Ton-
nen Treibhausgase weniger aus-
pusten. In Deutschland treten je-
doch nach wie vor Kritiker auf,
die der Meinung sind, dass Ener-
giesparlampen bereits bei ihrer
Herstellung so viel Energie „ver-
ballern“ würden, dass diese letzt-
lich in Vergleich zu herkömmli-
chen „Glühbirnen“ kaum über
eine bessere Energiebilanz verfü-
gen. Praktisch sieht es jetzt noch
so aus, dass bei der Produktion
von Energiesparlampen rund
zehnmal so viel Energie notwen-
dig ist, wie bei Glühlampen. Da-

raus resultiert auch der zur Zeit
noch recht hohe Preis bei der
Anschaffung. Betrachten wir den
Vergleich jedoch aus der Sicht
der Lebensdauer, ersetzen Ener-
giesparlampen zeitlich in der Re-
gel bis zu zehn der kurzlebigen
Glühlampen und machen den
höheren Energieeinsatz bei der
Herstellung wieder wett.

Doch nicht an jeder Stelle sind
Energiesparlampen wirklich gut
eingesetzt. So z.B. in Keller-, Ab-
stell- oder Lagerräumen – jeweils
also Bereiche mit Kurzzeitnut-
zungen. Hier reduziert sich die
Lebensdauer von Energiespar-
lampen letztlich so stark, dass
der positive wirtschaftliche Effekt
der Energieeinsparung durch den
vorzeitigen Ausfall enorm redu-
ziert wird. Beachtenswert ist
auch, dass Stromsparlampen eine
gewisse Start- oder Aufwärmpha-
se benötigen, bis sie ihre volle
Leuchtstärke entwickeln. Das
würde also einen Einsatz in der-
artigen Bereichen wirtschaftlich
ohnehin kaum rechtfertigen.

Dennoch bleibt der „Strom-
spareffekt“ von Energiesparlam-
pen ganz offensichtlich, denn
beim allgemeinen Betrieb von
Energiesparlampen besteht deren
Trumpf darin, dass diese in ih-
rem Leistungsverhalten bei an-
nähernd gleicher Lichtausbeute
deutlich sparsamer sind, als her-
kömmliche Glühlampen (siehe
Tabelle).

Allerdings enthalten Energie-
sparlampen Quecksilber und
müssen somit generell im Son-
dermüll-Container entsorgt wer-
den. So entsorgt, stellt das aber
kein Umweltproblem dar.

E. M., H&G M-V

Stromsparlampen als effektive
Pfennigfuchser

Geringer Stromverbrauch und
lange Einsatzdauer von Energie-
sparlampen überzeugen zwar,
oft nervt jedoch deren eigenarti-
ges Einschaltverhalten.

Verbrauchsvergleich 
von Leuchtkörpern

Glühlampe Energiesparlampe

25 Watt 5 Watt

40 Watt 7–9 Watt

60 Watt 11 Watt

75 Watt 15 Watt

100 Watt 20 Watt

Fast in jedem Haushalt stehen
Elektrogeräte, die unbemerkt
mehr oder weniger Strom „fres-
sen“. Die dicke Rechnung
kommt dann am Jahresende. Oft
ist es leicht, Strom zu sparen und
somit den Geldbeutel zu scho-
nen. Dabei müssen allerdings ei-
nige Regeln beachtet werden. Sie
können selbst herausfinden, wel-
che Elektrogeräte in Ihrem Haus-
halt zu den heimlichen Strom-
fressern gehören. Eine schweize-

rische Online-Beratung ermög-
licht z.B. eine originäre Beurtei-
lung des Stromverbrauchs im
Haushalt und listet gleichzeitig
Maßnahmen zu dessen Senkung
auf. 

Unter der Internetadresse
www.energybox.ch können Sie
eine virtuelle Tour durch Ihren
Haushalt machen und beantwor-
ten in einzelnen Schritten Fra-
gen. Die aufgeführten Fragen be-
ziehen sich auf Ihren Haushalts-

Strom sparen im Haushalt 

INTERNET-TIPP

Die Brennstoffzelle wird erst ab
dem kommenden Jahrzehnt die
Serienreife erreichen und Einzug
in den Heizungskeller halten.
Aber bereits heute werden die zu-
künftigen Heizsysteme in zahl-
reichen Feldtests erprobt. Wie die
Initiative Brennstoffzelle (IBZ)
betont, werden sich Brennstoff-
zellen hervorragend in bestehen-
de Anlagen einfügen. Ideale Vo-
raussetzungen bieten Haushalte,
die über einen Erdgasanschluss
verfügen. Denn die Brennstoff-
zelle wird vorrangig das wasser-
stoffreiche Erdgas nutzen.

Brennstoffzellen-Heizanlagen
brauchen nicht mehr als einen
Wasser-, einen Strom- und einen
Erdgasanschluss. Wasser und
Strom sind überall verfügbar. An
das Erdgasnetz ist heute bereits
etwa die Hälfte aller bundesdeut-
schen Haushalte angeschlossen,
im Neubau beträgt der Erdgasan-

teil sogar 75 Prozent. 
Brennstoffzellen-Heizanlagen

brauchen aus zwei Gründen Erd-
gas:

1. Brennstoffzellen benötigen
Wasserstoff, der jedoch in der
Natur nicht in reiner Form vor-
kommt. Erdgas ist sehr wasser-
stoffreich: Es besteht überwie-
gend aus Methan, dessen Mole-
küle aus einem Kohlenstoff- und
vier Wasserstoff-Atomen aufge-
baut sind. Kein anderer fossiler
Brennstoff weist ein derart güns-
tiges Kohlenstoff-Wasserstoff-
Verhältnis auf. Die Gewinnung
von Wasserstoff aus Erdgas ge-
schieht in einem Reformer.

2. Brennstoffzellen decken
den Grundbedarf an Wärme und
Strom im Haus. Wird jedoch eine
größere Wärmemenge benötigt,
beispielsweise in der kalten Jah-
reszeit, schaltet sich automatisch
das Zusatzheizgerät zu, um den

restlichen Wärmebedarf abzude-
cken. Dieses ist entweder im
Brennstoffzellenheizgerät inte-
griert oder ein bestehendes Gas-
brennwertgerät übernimmt diese
Funktion.

So unterscheiden sich die zu-
künftigen Brennstoffzellen-Heiz-
zentralen gar nicht so sehr von
heutigen Erdgas-Zentralheizun-
gen. Gas-Brennwertgerät, Warm-
wasserspeicher und Installations-
technik müssen nicht neu erfun-
den werden. Der entscheidende
Unterschied: Brennstoffzellen ge-
winnen nicht nur Wärme, son-
dern auch Strom umwelt- und
ressourcenschonend. Dieser kann
im Haus verbraucht oder ins
Stromnetz eingespeist werden.

Broschüren oder DVD über die
Zukunftstechnologie: IBZ-Hotli-
ne 01802/534794 (6 Cent pro
Gespräch); E-Mail: info@ibz-in-
fo.de; Internet: www.ibz-info.de.

Gas-Brennwerttechnik mit
Brennstoffzelle kombiniert
Blick in den Heizungskeller der Zukunft

Rund 100.000 Wohnungsein-
brüche jährlich registriert das
Bundeskriminalamt. Sein Eigen-
tum zu schützen hilft mit, Dieb-
stähle zu verhindern und Einbre-
cher in die Flucht zu schlagen. 

Es gibt jetzt einfache aber tech-
nisch ausgefeilte und dennoch
schnell zu installierende Anla-
gen, die sowohl für Privat- als
auch Geschäftsräume zuverlässi-
gen Schutz bieten. Registriert das
in der Wohnung angebrachte
System per Hochleistungssensor
einbruchtypische Frequenzen,

die schon beim bloßen Versuch
des Aufbrechens einer Tür oder
eines Fensters entstehen, ertönt
eine extrem laute Innensirene,
die den Einbrecher abschrecken
soll. Sollte er trotzdem eindrin-
gen, lösen die strategisch plat-
zierten Funkmelder eine telefo-
nische Weiterleitung und den
Außenalarm aus. Somit wird
gewährleistet, dass nur ein tat-
sächlicher Einbruch gemeldet
wird.

www.sectra.de

Alarmsystem neuer Generation
vertreibt Einbrecher

Das neue Alarmsystem erkennt
Einbrecher durch einbruchtypi-
sche Frequenzen und löst zur Ab-
schreckung zunächst eine Innen-
sirene aus. Erst wenn der Einbre-
cher in die Wohnung eindringt,
geht der Außenalarm los. 

FOTO: SECTRA®

Gerätebestand und Ihr Benutzer-
verhalten. Es ist kaum techni-
sches Wissen notwendig, um die
unnützen Stromfresser zu entlar-
ven und ggf. für die Zukunft aus-
zuschalten. Wenn Sie alle Fragen
beantwortet haben, erhalten Sie
die Beurteilung und die Maßnah-
men. Für die Beantwortung der
Fragen benötigen Sie etwa ein
halbe Stunde, danach können Sie
sich den Fragebogen ausdrucken. 

Einziger Nachteil: Man muss
die Schweizer Rp. letztlich wieder
in Cent umwandeln.
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Der Erlass eines Bebauungs-
plans ist nicht immer Grund zur
Freude. Gerade für Eigentümer
sogenannter „Innenbereichs-
grundstücke“, die in geschlosse-
nen Ortschaften liegen und be-
reits ohne „B-Plan“ von Gesetzes
wegen (§ 34 Baugesetzbuch,
BauGB) baulich nutzbar waren,
bedeutet er in vielen Fällen keine
Erweiterung des rechtlich Mögli-
chen, sondern bringt Nachteile,
z.B. Festsetzung eines ungünsti-
gen Gebietstyps, in dem sich bei-
spielsweise auch lärmende Ge-
werbebetriebe ansiedeln dürfen.
Gegen solche Nachteile kann
rechtlich vorgegangen werden.
Dabei wird überprüft, ob die In-
teressen aller Betroffenen richtig
abgewogen wurden. Oftmals ist
das nicht der Fall. Vielfach leidet
ein B-Plan auch an Formfehlern.
Dies kann zur Unwirksamkeit
führen. Grundsätzlich sind zwei
Wege denkbar, zu kontrollieren,
ob der B-Plan unwirksam ist: 

1. Es geht um ein konkretes
Bauvorhaben, d.h., man streitet
für eine eigene Baugenehmigung
oder gegen die des Nachbarn.
Vielfach werden aber bei Erlass
eines B-Planes (noch) keine Bau-
absichten bestehen – weder eige-
ne noch nachbarliche. Dann – so
mag man sich sagen – wartet
man einfach ab, bis es soweit ist.
Hier ist jedoch Vorsicht geboten.
Eine Reihe von Fehlern bei B-Plä-
nen wird neuerdings nach Ab-
lauf von einem Jahr ab der öf-
fentlichen Bekanntmachung des
Plans unbeachtlich. Beantragt
der Nachbar später eine Bauge-
nehmigung, so kann man sich
auf solche Fehler nicht mehr be-
rufen. 

2. Aus diesem Grund gibt es
die Möglichkeit, gegen einen B-
Plan auch ohne konkretes Bau-
vorhaben zu klagen – das Gesetz
sieht hierfür das sogenannte
„Normenkontrollverfahren“ vor.
Dieses Verfahren ist nicht neu.
Seit 01. Januar 2007 gelten aber
wichtige Änderungen.

Bislang konnte gegen einen B-
Plan innerhalb von zwei Jahren
nach seiner öffentlichen Be-

Vorsicht bei Bebau-
ungsplänen
Veränderte Rechtslage seit 1. Januar 2007

Hochhaus als Nachbar – ein Bebauungsplan macht’s möglich.

Haus & Grund bot Vorschläge
für eine Satzungsänderung an,
vor allem in Fragen der Einzelge-
rechtigkeit stärker zu differenzie-
ren. Wenn schon die Beiträge

nicht gänzlich abgeschafft wer-
den, dann sollten sie wenigstens
für alle deutlich gesenkt werden. 

ROLAND MART, Anlieger 

Kürzlich versammelten sich
zum zweiten Mal fast 50 Perso-
nen, hauptsächlich Anlieger,
Ortsbeiräte und Stadträte sowie
Mitarbeiter der Stadtverwaltung
auf Einladung des Dresdner Re-
gionalverbandes im Gasthof
Zschieren. Grund für die Ver-
sammlung war die Ausbaumaß-
nahme der Struppener Straße im
Abschnitt zwischen Tronitzer
Straße und Zschierener Elbstra-
ße, die kurz vor ihrem Abschluss
steht.

Im Dezember 2006 hatte der
Regionalverband schon einmal
in den Gasthof eingeladen, weil
die Ausbaumaßnahme erheblich
im Zeitverzug lag und ursprüng-
lich schon Ende November fer-
tiggestellt sein sollte. Wir Anlie-
ger sind sauer. Durch die lange
Zeit sehr schwierige Erreichbar-
keit unserer Grundstücke kam
keine Freude auf, manchem
brachte es erhebliche Existenz-
probleme. Allein der Gasthof
Zschieren büßte den Bauverzug
mit Gästemangel, vor allem bei
Weihnachtsfeiern. Dabei hatte
die Stadtverwaltung noch Glück,
vor allem mit dem milden Win-
ter. Immerhin versprach am 9.
Dezember Straßen- und Tiefbau-
amts-Chef Reinhard Koettnitz,
am 3. März ist alles fertig. Es soll-
te vermutlich sein Geburtstagsge-
schenk an uns Anlieger werden,
auch wenn wir davon nichts
wussten. Er selbst hatte den Ter-
min zugesagt und versprochen,
alles unter persönlicher Kontrolle
zu halten. So ließ er es sich nicht
nehmen, an seinem 52. Geburts-

tag, den Bürgern in schwieriger
Mission Rede und Antwort zu
stehen zu der fast fertigen Straße,
von geringen Restarbeiten abge-
sehen. 

Doch damit ist der Ärger nicht
aus der Welt. Straßenausbaubei-
träge und Hochwasserschutzmaß-
nahmen lassen noch auf sich
warten. Hochwasserschutz in
Zschieren ist sehr komplex, so
Reinhard Koettnitz, so komplex,
dass gleich kein Vertreter des da-
für zuständigen Umweltamtes der
Einladung Folge leistete. Viele
Fragen wurden gestellt, aber gera-
de zum Hochwasserschutz kaum
konkrete Antworten gegeben.
Vielleicht braucht es doch noch
Zeit, das Gesamtkonzept rund zu
machen. Doch die Geduld und
die Leistungsfähigkeit der Anlie-
ger haben Grenzen, denn im
Frühjahr 2006 standen wir erneut
unter Wasser. Schadenbeseiti-
gungskosten, Kosten sowie Um-
bauten für die Abwasseranschlüs-
se und dazu noch Straßenausbau-
beiträge, das ist zuviel. Das sieht
auch die Verwaltung so und auch
die Vertreter des Stadt- und Orts-
beirates, die der Einladung folg-
ten. Stadtrat Klaus Dieter Rentsch
(CDU) versprach, angesichts des
erst kürzlich ergangenen Urteils
des OVG Bautzen, dass keine
Pflicht zur Erhebung von Stra-
ßenausbaubeiträgen bestehe, ei-
ne schnelle Änderung der
Dresdner Straßenausbaubeitrags-
satzung auf den Weg zu bringen.
Eine Botschaft, die zwar hoffen
lässt, aber daran glauben wir erst,
wenn sie Realität ist.

Vertreter von Haus &
Grund Schwerin e.V. besu-
chen auf Einladung am 19.
April 2007 eine Mitglieder-
versammlung in Dresden,
um auf diese Weise vermit-
telnd nach Wegen und Mög-
lichkeiten zu suchen, wie
der Konflikt mit dem sächsi-
schen Landesverband Haus
&Grund Sachsen e.V. über-
wunden werden kann, da-
mit Dresdner Eigentümer
der Gesamtorganisation von
Haus & Grund Deutschland
letztlich nicht verlorenge-
hen.

Vereinsüber-
greifender

Besuch

Geotechnische Gründungs-
schäden an Immobilien

Wer aufmerksam seine Spazier-
gänge durch Wohngebiete der
Dresdner Südvorstadt, von Gor-
bitz und Gompitz, Mockritz und
Kaitz bis über Leubnitz-Neuostra
hinaus lenkt, wird immer wieder
am Bestand sowohl alter, als auch
neuer, sogar in jüngster Vergan-
genheit errichteter Wohn- und
Geschäftshäuser z. T. umfangrei-
che Rissentwicklungen entde-
cken. Nicht selten führen diese
Schadensentwicklungen zur
Überraschung des Eigentümers
zum Totalverlust des Bauwerkes.
Vielleicht gehört auch ein Objekt
aus dem Eigentum unserer Ver-
einsmitglieder dazu. Schließen
wir anthropogene, dem mensch-
lichen Handeln zugeordnete Ur-
sachen, Bemessungs- und Kon-
struktionsfehler der Gründungs-
körper aus, so lassen sich diese
geotechnischen Bauwerksschä-
den vorwiegend auf geologische,

bodenmechanische und biologi-
sche Ursachen zurückführen. 

Die Schadensbehebung sollte
nicht voreilig einem Bauunter-
nehmen übertragen werden, oh-
ne vorher einen geotechnischen
Sachverständigen bzw. Bau-
grundingenieur mit regionalem
geologischem Erfahrungsschatz
zu konsultieren. Er wird in seiner
Schadensanalyse die eigentlichen
Ursachen begründen und die
richtigen, ökonomisch günstigen
Sicherungsmaßnahmen vor-
schlagen. Zu häufig werden aber
Wohnhäuser saniert, ohne die
tatsächlichen Schadensursachen
zu erkennen, damit die entspre-
chenden Sicherungsmaßnahmen
ausgeführt werden können. Wie
oft sind nach kurzer Zeit an dem
Autor bekannten Objekten die
alten Rissentwicklungen mit glei-
chen Öffnungsweiten – oft im
Zentimeterbereich – wieder da.
Da nützt es auch nichts, wieder
eingetretene Risse durch außen
aufgebrachte Wärmedämmun-

gen zu kaschieren. Die in den In-
nenräumen wieder eingetretenen
Risse mindern die Wohnqualität
auch weiterhin.

Der geotechnische Sachver-
ständige wird für seine Schadens-
analyse, wie auch für seine Bau-
grundgutachten bei Neubauten,
stets die Informationen der geo-
logischen und ingenieurgeologi-
schen Karten nutzen. Sie geben
Auskünfte über die geologischen
Besonderheiten des Lastbodens
(ab 2 m unter der Geländeober-
fläche). Dabei steht die Funktio-
nalität des Bauwerkes mit seinen
in den Baugrund zu übertragen-
den Lasten im Vordergrund der
Untersuchungen. Deutschland,
und besonders das Land Sachsen,
verfügt über ein hervorragendes
geologisches, historisch entwi-
ckeltes Kartenmaterial mit um-
fassenden Erläuterungen. Gegen-
wärtig erfahren die sächsischen
Karten, die von jedermann beim
Landesvermessungsamt Sachsen
sehr preisgünstig erworben wer-

den können, in ihrer nächsten
Generation eine eingehende Ak-
tualisierung. So sind u. a. auch
die neuesten Forschungserkennt-
nisse des Autors zum Verhalten
der im Dresdner Süden dominie-
renden eiszeitlichen Löss- und
Gehängelehme sowie der kreide-
zeitlichen lockeren und festen
Plänermergelsedimente in der
Dresdner Karte (Nr. 4948, Frei-
berg 2001) und in ihren Erläute-
rungen zu finden. Die geologi-
schen Karten erlauben auch dem
interessierten Laien bei etwas
Übung einen tiefen Einblick in
die Regionalgeologie. 

Um die Geheimnisse des Bau-
grundes endgültig zu lüften, sind
zielgerichtete Baugrunduntersu-
chungen, wie Schürfungen,
Kernbohrungen, Ramm- und
Rammkernsondierungen in der
Regel unumgänglich. 

(Fortsetzung folgt.)

DR.-ING. WOLFGANG
DITTMANN

Nur ein umfassend erkundeter Baugrund
ermöglicht ein standsicheres Haus
5. Fortsetzung

Auch in diesem Jahr bietet die
Firma English Gardens wieder
die kostenlose Gartenberatung
für Dresdner Mitglieder an. 

Die Beratung „Rund um den
Garten“, dessen Gestaltung und
Pflanzen findet in der Dresdner
Geschäftsstelle auf der Rähnitz-
gasse 27 statt. Bitte melden Sie
sich bei Frau Haase unter der Tele-
fonnummer 0351/8260-204 an. 

Zu Ihrem Beratungstermin
wollten Sie bitte mitbringen: Fo-
tos des Grundstückes und auch
der Umgebung, eine Lageskizze
und, wenn bekannt, die Namen
vorhandener Pflanzen.

Termine: 26. April, 21. Juni
und 20. September 2007 sowie
individuell nach Vereinbarung.

JAN MATTHES
English Gardens

Gartenberatung

Liebe Leser,

es ist zwar kurios – aber leider
wahr. Unser Landesverband
Haus&Grund Mecklenburg-Vor-
pommern darf in Zukunft laut
Weisung aus dem Berliner Zen-
tralverband Haus & Grund
Deutschland keine „Dresdner
Seite mit Titelleiste und Logo des
Regionalverbandes“ in unserem
Blatt gestalten. Allerdings gab es
bisher keine schriftliche Auffor-
derung zur Sache, sondern ledig-
lich telefonische Hinweise (oder
Weisungen?) über Präsidialbe-
schlüsse des Zentralverbandes
Haus&Grund Deutschland e.V.
Wir bitten daher freundlichst al-
le Dresdner, die einige Monate
unser Blatt erhielten um ihr Ver-
ständnis. Begründet wird dies
mit einem (noch nicht endgültig
geklärten!) Ausschluss des bis-
lang als Regionalverband Haus
& Grund Dresden bezeichneten
Vereins aus dem sächsischen
Landesverband. 

Der Landesverbandsvorstand
Haus & Grund Mecklenburg-

Vorpommern hatte sich bislang
aus Gründen der Zusammenge-
hörigkeit aller organisierten
Haus-, Wohnungs- und Grund-
eigentümer in ganz Deutsch-
land bemüht, für eine Über-
gangszeit – also seit der Einstel-
lung der sächsischen Zeitungs-
lieferung an Dresdner Mitglie-
der bis zur Wiederherstellung
einer Zusammenarbeit des säch-
sischen Landesverbandes mit
dem Dresdner Verband – auf
Bitten des Dresdner Vorstandes,
die dort organisierten Mitglie-
der mit aktuellen Informatio-
nen rund um das Eigentum zu
versorgen. Gleichzeitig weisen
wir darauf hin, dass unsere Zei-
tung aus Mecklenburg-Vorpom-
mern satzungsgemäß seit Jah-
ren allen Interessierten – also
auch nichtorganisierten Eigen-
tümern und Vermietern welt-
weit – im Abonnement (zu ent-
sprechend angehobenen Prei-
sen plus Porto) zur Verfügung
gestellt wurde, von denen übri-
gens einige ihre Häuser nach
wie vor in unserem Land ha-

ben. Gleichzeitig können unse-
re Landesseiten Mecklenburg-
Vorpommern seit nunmehr vier
Jahren weltweit kostenfrei im
Internet unter www. hugmv.de
gelesen werden. Dieses Angebot
nutzten bereits deutschstämmi-
ge Bewohner u. a. aus Argenti-
nien, Namibia und Australien,
um sich über ihre alte Heimat
Mecklenburg oder Vorpom-
mern zu informieren.

Wir sind gespannt, wie sich
der Vorgang in Sachsen entwi-
ckeln wird, denn bis zur rechtli-
chen Klärung des Ausschlusses
der Dresdner gehören diese
doch eigentlich weiterhin zur
großen Familie der organisier-
ten Haus-, Wohnungs- und
Grundeigentümer in Deutsch-
land, die in ihrem eigenen Inte-
resse möglichst unter einem
Dach verbleiben und eine Zei-
tung nach ihrem demokrati-
schen Verständnis beziehen
können sollten.

Ihre Redaktion
H&G M-V

kanntmachung vorgegangen
werden. Nun ist diese Frist auf
ein Jahr verkürzt. Neu ist außer-
dem noch etwas anderes: Konn-
ten betroffene Eigentümer bis-
lang den Erlass des B-Plans ab-
warten, etwaige Mängel in Ruhe
prüfen und dann gegebenenfalls
vor Gericht ziehen, heißt es nun
„früher aufzustehen“: Ein Nor-
menkontrollverfahren darf nur
führen, wer zuvor – im Rahmen
der öffentlichen Auslegung des
B-Planes – eine Stellungnahme
abgegeben hat und darin Fehler,
die schon damals erkennbar wa-
ren, rügt. Praktisch bedeutet das
eine Pflicht zu frühzeitiger Stel-
lungnahme. Wer sie versäumt,
darf nachher nicht klagen – im
wahrsten Wortsinn.

Fazit: Wenn ein Bebauungs-
plan aufgestellt wird, sollte man
sich möglichst frühzeitig infor-
mieren und Kritik schon wäh-
rend der öffentlichen Auslegung
des Plans schriftlich vortragen.
Wer zu spät kommt ...
Weitere Informationen: 
RA Kloos, 
E-Mail: j.kloos@csc-recht.de 

IM LANDESVERBAND HAUS&GRUND MECKLENBURG-VORPOMMERN E.V. ORGANISIERTE HAUS-, WOHNUNGS- UND GRUNDEIGENTÜMERVEREINE

Telefonnummern, Beratungszeiten und -orte (für Mitglieder und Neuaufnahmen)

Haus&Grund 
Vereine in M-V

Vorsitzende/r Telefon
Sprechzeiten

wann... wo...

Anklam Holger Krüger 03971/243130 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 038847/54526 1. Fr im Monat 19–21 Uhr 19258 Boizenburg Schützenstr. 7

Friedland Norbert Räth 039601/21660 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (od. tel.Ver.) 17098 Friedland Marienstr. 17

Graal-Müritz Hans-Jürgen Grönert 038206/7060 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Löwenzahnweg 3

Greifswald Eckehard Bürger 03834/500159 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstr. 18

Hagenow Günter Westendorf 03883/722271 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Str. 11

Malchow Frank Eckstein 039932/13953 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Str. 23

Neubrandenburg Jens Arndt 0395/4211749 2. Mo im Monat 17–19 Uhr 17033 Neubrandenb. Südbahnstr. 17

Neustrelitz Ursula Peuker 03981/206264 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstr. 18

Parchim Manfred Paßgang 03871/265184 Di 16–18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Str. 1

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 03821/812976 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Str. 86

Rostock Bernd Läufer 0381/455874 Mo 17–19 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Monika Rachow 0385/5777410 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Werner Murzynowski 03831/290407 Di und Do 16–18 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1a

Uecker-Randow Michael Ammon 03973/43800 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Str. 25 c

Waren Özden Weinreich 039928/5026 1. Do im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17219 Waren S.-Marcus-Str. 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 03836/600439 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 038392/22317 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

Landesverband Haus&Grund® Mecklenburg-Vorpommern

H&G M-V/Präsident Lutz Heinecke 0385/5777410 Mo 17–19 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Landesgeschäftsstelle Frau Knop 0385/5777410 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Redaktion LV-Zeitung Erwin Mantik 0385/2075213 Mo 17–18 Uhr (sonst: Tel. 0172/3858959) 19063 Schwerin Bosselmannstr. 11a

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 0381/4900026 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 0385/5777408 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

Straßenausbaubeiträge und Hochwasser-
schutz in Zschieren erhitzen die Gemüter
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